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Pia Eberhardt

Konzerne versus Staaten: Mit Schieds- 
gerichten gegen die Demokratie

Nach der Atomkatastrophe von Fuku- 
shima beschloss die deutsche Bun-
desregierung den Atomausstieg. Im 
gleichen Jahr führten Uruguay und 
Australien drastische Warnhinweise 
vor den gesundheitlichen Folgen des 
Rauchens auf Zigarettenpackungen 
ein. Die kanadische Provinz Quebec 
schließlich forderte nach einem Bericht 
über die Umweltrisiken der unkon-
ventionellen Gasförderung ein Mora-
torium für die als Fracking bekannte 
Tiefenbohrtechnik.

All diese politischen Entscheidun-
gen aus dem Jahr 2011 haben eines 
gemeinsam: Sie sind derzeit Gegen-
stand von Konzernklagen vor priva-
ten, internationalen Schiedsgerichten. 
Der schwedische Energieriese Vatten-
fall verklagt Deutschland, der Marlbo-
ro-Hersteller Philip Morris Australien 
sowie Uruguay und ein Öl- und Gas-
konzern namens Lone Pine den kana-
dischen Staat auf Schadensersatz.

Rechtsgrundlage dieser Klagen sind 
internationale Investitionsabkommen. 
Über 3000 dieser Verträge sind der-
zeit in Kraft, bei einem Großteil han-
delt es sich um bilaterale Abkommen 
zwischen zwei Staaten (Bilateral In-
vestment Treaties, BITs). Sie ermögli-
chen ausländischen Investoren, gegen 
Staaten zu klagen – und zwar gegen 
jede politische Entscheidung, die ihre 
Eigentumstitel und die geplanten Ge-
winne aus ihren Investitionen bedroht, 
sei es wegen Gesundheits- und Um-
weltschutzauflagen oder durch die So-
zial- und Wirtschaftspolitik. Verhan-
delt wird vor internationalen Schieds-
gerichten, die nationalen Gerichte  
haben darauf keinen Einfluss. Die 

Schiedsgerichte setzen sich meistens 
aus drei von den Streitparteien ernann-
ten Privatpersonen zusammen, die 
nach den Regeln der im Investitionsab-
kommen festgeschriebenen Schieds-
institution handeln. Bis Ende 2011 gab 
es weltweit mindestens 350 solcher In-
vestor-Staat-Klagen, die Dunkelzif-
fer dürfte aufgrund der Intransparenz 
des Systems jedoch deutlich höher  
liegen.

Die Zementierung  
der Konzernherrschaft 

Noch vor 15 Jahren, 1998, war das Zu-
standekommen eines multilateralen 
Investitionsabkommens, des Multila-
teral Agreement on Investment (MAI) 
gescheitert, das im Rahmen der OECD 
verhandelt wurde. Frankreich war da-
mals aus Sorge um seine Kulturpolitik 
aus den Gesprächen ausgestiegen. Vor- 
ausgegangen war dem eine weltweite 
Anti-MAI-Kampagne gegen die „Glo-
balisierung der Konzernherrschaft”.1 

Dennoch hat sich in den letzten zwei 
Jahrzehnten ein internationales Inves-
titionsregime herausgebildet. Seit der 
Jahrtausendwende ist die Anzahl der 
Investor-Staat-Klagen geradezu explo-
diert. Verglichen mit den Klagen, die 
zwischen den 1970er und 90er Jahren 
eingereicht wurden, gab es seit 2000 
einen Anstieg um 250 Prozent – Ten-
denz steigend. Nie zuvor wurden beim 

1	 Maria  Mies und Claudia von Werlhof (Hg.), Li-
zenz zum Plündern. Das Multilaterale Abkom-
men über Investitionen „MAI“. Globalisierung 
der Konzernherrschaft – und was wir dagegen 
tun können, Hamburg 2003.
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Schiedsgericht der Weltbank, dem 
International Centre for Settlement of 
Investment Disputes (ICSID), vor dem 
die meisten dieser Klagen verhandelt 
werden, mehr neue Klagen eingereicht 
als 2011 und 2012. Die sprunghafte Zu-
nahme der Schiedsverfahren zeigt: Die 
international-rechtliche Zementierung 
der Konzernherrschaft ist in vollem 
Gange.

Zu dieser Entwicklung beigetragen 
haben kapitalexportierende Staaten, 
die besonders in den 90er Jahren die 
Länder des globalen Südens überzeug-
ten, Investitionsabkommen zu unter-
zeichnen. Die ersten Klagen im Kon-
text des Freihandelsabkommens zwi-
schen Mexiko, Kanada und den USA 
(North American Free Trade Agree-
ment, NAFTA) rückten das System im-
mer stärker ins unternehmerische Be-
wusstsein. Heute sind es besonders die 
von ihm profitierenden Anwaltskanz-
leien, die ihre Kunden zu Klagen er-
muntern.

Die Sozialisierung  
unternehmerischer Kosten

Die Gefahren, die das System für öf-
fentliche Haushalte und demokrati-
sche Politik birgt, liegen auf der Hand: 
Investor-Staat-Klagen können Ent-
schädigungszahlungen in Milliarden-
höhe nach sich ziehen. Durch politi-
sche Reformen verursachte Gewinn-
einbußen einzelner Unternehmen wer-
den auf diese Weise sozialisiert – selbst 
wenn die Regulierungen zum Schutz 
des Gemeinwohls notwendig sind. 

Die Kosten für die Staaten steigen 
dabei immer mehr: Im letzten Jahr ver-
donnerte das ICSID Ecuador zu der his-
torisch bislang höchsten Schadens-
ersatzsumme von 1,76 Mrd. US-Dollar.  
Geklagt – und Recht bekommen – hat-
te der US-Konzern Occidental, weil 
das Land die Ölförderverträge mit dem 
Unternehmen einseitig aufgekündigt 
hatte. Und auch der Bundesrepublik 
droht eine Entschädigungsforderung 

in Milliardenhöhe: Vattenfall verlangt 
in seinem 2012 eingeleiteten Verfah-
ren 3,5 Mrd. Euro für das Abschalten 
der Atommeiler Krümmel und Bruns-
büttel. Beide Atomkraftwerke hatte die 
Bundesregierung wegen Sicherheits-
mängeln schon vor dem Atomausstieg 
vom Netz genommen. 

Dabei können allein schon die 
Rechtskosten für Investor-Staat-Kla-
gen die öffentlichen Haushalte schröp-
fen. Laut OECD betragen sie im Schnitt 
acht Mio. Dollar pro Verfahren. Ein 
Staat muss seine Rechtskosten auch 
dann berappen, wenn er ein Verfah-
ren gewinnt, denn bisher neigen die 
Schiedsgerichte dazu, die Parteien 
ihre Rechtskosten selbst tragen zu las-
sen.2 Medienberichten zufolge hat die 
philippinische Regierung für die Ver-
teidigung gegen zwei Klagen des Flug-
hafenbetreibers Fraport insgesamt  
58 Mio. Dollar ausgegeben – Geld, mit 
dem sie 12 500 Lehrerinnen und Lehrer 
entlohnen oder gleich zwei neue Flug-
häfen hätte bauen können. 

Der Löwenanteil der Rechtskosten 
in Investor-Staat-Verfahren landet in 
den Taschen von Anwaltskanzleien. 
Und auch die Schiedsrichterinnen und 
Schiedsrichter streichen hohe Sum-
men ein. Da die prominentesten unter 
ihnen – gerade einmal 15 haben 55 Pro-
zent der bekannten Fälle entschieden – 
ihren Lebensunterhalt mit dieser Tätig-
keit verdienen, ohne jedoch ein festes 
Gehalt zu beziehen, bedeuten mehr 
Klagen für sie höhere Einkommen. In 
einem asymmetrischen Rechtssystem, 
in dem nur der Investor klagen kann, 
ist das ein starker Anreiz, das System 
durch investorenfreundliche Schieds-
sprüche und Rechtsinterpretationen 
klägerfreundlich zu halten. Bislang ge-
winnen die Investoren in schätzungs-
weise einem Drittel der Fälle und er-
reichen in einem weiteren Drittel eine 

2	 Corporate Europe Observatory und Transna-
tional Institute, Profiting from Injustice. How 
law firms, arbitrators and financiers are fuel-
ling an investment arbitration boom, Brüssel 
und Amsterdam 2012, S. 15.
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Einigung, bei der ebenfalls Entschädi-
gungszahlungen fließen können.

Scharfe Waffe für Konzerne 

Doch das Problem der Investitions-
schutzabkommen ist noch ein anderes: 
Häufig reicht allein die Androhung 
einer Klage, um geplante Gesetze ab-
zuwürgen oder zu verwässern. Regu-
latory chill heißt das im Fachjargon. 
Fünf Jahre nach Inkrafttreten des Frei-
handelsabkommens zwischen Mexiko, 
Kanada und den USA beschrieb ein 
kanadischer Regierungsbeamter des-
sen Auswirkungen wie folgt: „Bei bei-
nahe jeder neuen umweltpolitischen 
Maßnahme gab es von Kanzleien aus 
New York und Washington Briefe an 
die kanadische Regierung. Da ging es 
um chemische Reinigung, Medika-
mente, Pestizide, Patentrecht. Nahezu 
jede neue Initiative wurde ins Visier 
genommen und die meisten haben nie 
das Licht der Welt erblickt.”3

Internationale Investitionsabkom-
men gelten daher zu Recht als Teil des 
neuen Konstitutionalismus, also poli-
tisch-rechtlicher Strukturen, die den 
Neoliberalismus durch die Einschrän-
kung staatlicher Interventions- und de-
mokratischer Kontrollmöglichkeiten 
quasi konstitutionell absichern.4

Tatsächlich scheinen Unternehmen 
internationales Investitionsrecht heu-
te mehr als Waffe in politischen Aus-
einandersetzungen um Regulierun-
gen zu nutzen, denn als Schutzschild 
gegen staatliche Übergriffe. Die Kanz-
lei Luther rät Unternehmen ganz unge-
niert, bei Problemen mit ausländischen 
Behörden zu prüfen, ob ihnen Rechts-
schutz unter einem Investitionsschutz-
abkommen zusteht. Denn unter dem 
„Schatten“ eines drohenden Investi-

3	 Greider William, The Right and US Trade Law. 
Invalidating the 20th Century, in: „The Na-
tion”, 15.10.2001 (Übers. durch die Autorin).

4	 Vgl. etwa David Schneiderman, Constitutio-
nalizing Economic Globalization. Investment 
Rules and Democracy’s Promise, Cambridge 
2008.

tionsschiedsverfahrens lasse sich eine 
Einigung leichter erreichen.5 

Der Kanzlei Luther ist das beispiels-
weise im Zuge von Vattenfalls erster 
Investitionsklage gegen Deutschland 
gelungen. Die Kanzlei hatte damals für 
den Energiekonzern eine recht profi-
table Einigung erreicht: In dem 2009 
eingeleiteten Verfahren über 1,4 Mrd. 
Euro ging es um das umstrittene Koh-
lekraftwerk im Hamburger Stadtteil 
Moorburg. Vattenfall waren die Auf-
lagen zur Entnahme von Kühlwasser 
aus der Elbe zu streng. Das Verfahren 
wurde per einvernehmlicher Einigung 
beigelegt – nachdem die Umweltauf-
lagen für Moorburg gelockert worden 
waren.6

Die Politik vor dem Schiedsgericht

Immer mehr Klagen richten sich nicht 
etwa gegen willkürliche Enteignun-
gen bzw. Diskriminierung von aus-
ländischen Investoren, sondern gegen 
demokratische Politik, die im öffent-
lichen Interesse und im Einklang mit 
nationalem Recht erfolgt. Dazu zählen 
auch die eingangs erwähnten Verfah-
ren gegen den deutschen Atomaus-
stieg, Gesundheitswarnungen auf Zi-
garettenpackungen oder das Fracking-
Moratorium im kanadischen Quebec. 

Derartige Klagen gab es bereits 
in den 90er Jahren im Rahmen des 
NAFTA-Freihandelsabkommens zwi-
schen Mexiko, Kanada und den USA. 
Als das kanadische Parlament 1997 aus 
Gründen des Umwelt- und Gesund-
heitsschutzes den Import und Trans-
port eines giftigen Benzinzusatzes 
verbot, klagte der US-Produzent Ethyl 

5	 Germany Trade and Invest – Gesellschaft für 
Außenwirtschaft und Standortmarketing 
mbH, „Hilfe, ich werde enteignet!“. Abkom-
men schützen Auslandsinvestitionen, Bonn 
2011, S. 13.

6	 Rechtsanwälte Günter, Briefing Note. The Co-
al-fired Power Plant in Hamburg-Moorburg, 
ICSID proceedings by Vattenfall under the 
Energy Charter Treaty and the result for envi-
ronmental standards, Hamburg, 11.4.2012.
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unter Verweis auf das NAFTA-Abkom-
men auf 201 Mio. Dollar Entschädi-
gung. Kanada stimmte in einem Ver-
gleich der Zahlung von 13 Mio. Dollar 
zu und zog die Handelsbeschränkun-
gen zurück. 

Die Palette politischer Maßnahmen, 
die durch Investoren-Klagen angegrif-
fen werden können, ist von der deut-
schen Anwaltskanzlei Luther anschau-
lich beschrieben worden – übrigens in 
einer von der Bundesregierung heraus-
gegebenen Broschüre mit dem alar-
mierenden Titel „Hilfe, ich werde ent-
eignet!”. Darin schreiben zwei Luther-
Anwälte: „Die mögliche Vielfalt schäd-
lichen staatlichen Handels ist prak-
tisch unbegrenzt“ und könne in sei-
ner Gesamtheit durchaus einer Enteig-
nung gleichkommen. Der Staat kön-
ne beispielsweise neue Steuern ein-
führen, die die Fortführung eines Ge-

schäfts wirtschaftlich sinnlos machen, 
Umweltgesetze erlassen, durch die die 
bisher gefertigten Produkte verboten 
werden oder staatlich regulierte Tari-
fe senken, etwa im Strom-, Gas- oder 
Telekommunikationssektor oder bei 
Mautstraßen, und damit die Finanzie-
rung eines Projekts zerstören.7

Dass Klagen gegen solche Maßnah-
men überhaupt Aussicht auf Erfolg ha-
ben, liegt an den schwammig formu-
lierten, aber weitreichenden Rechten, 
die Investoren in Investitionsabkom-
men garantiert werden. Der Standard 
der „stets fairen und gerechten Be-
handlung“ beispielsweise wurde von 
Schiedsgerichten so interpretiert, dass 
Staaten immer völlig transparent und 
ohne Widersprüche zu handeln hät-
ten und die „legitimen Erwartungen“ 
eines Investors bezüglich des regula-
torischen Umfelds seiner Investition 
nicht enttäuschen dürften. In der lau-
fenden Klage gegen Deutschland ar-
gumentiert Vattenfall wahrscheinlich, 
dass die Bundesregierung diesen Stan-
dard verletzt habe, als sie wenige Mo-
nate nach der Laufzeitverlängerung 
deutscher Kernkraftwerke den Atom-
ausstieg beschloss. 

Letztendlich geht es beim Investo-
ren-Schutz darum, die Demokratie in 
ihre Schranken zu verweisen und die 
Interessen der Investoren über alle an-
deren zu stellen. So schreiben zwei 
Mitarbeiter der US-Kanzlei Milbank: 
„Unerwünschte Maßnahmen von Re-
gierungen gibt es nicht nur im Rahmen 
von autokratischer Herrschaft. Der 
Populismus, den Demokratien mit sich 
bringen können, ist oft Katalysator für 
solche Aktionen.“8 Kein Wunder, dass 
Länder wie Argentinien, Venezuela 
und Ecuador, die nach heftigen sozia-

7	 Vgl. Germany Trade and Invest – Gesellschaft 
für Außenwirtschaft und Standortmarketing 
mbH, „Hilfe, ich werde enteignet!”. Abkom-
men schützen Auslandsinvestitionen, Bonn 
2011, S. 5.

8	 Michal Nolan und Teddy Baldwin, Minimi-
sing Risk in the Fact of Government Action, 
in: „Project Finance International”, 16.5.2012,  
S. 47-49. (Übers. durch die Autorin)
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len Kämpfen Privatisierungen zurück-
genommen und Unternehmen ver-
staatlicht haben, zu den Ländern gehö-
ren, die am häufigsten vor Investitions-
Schiedsgerichte gezerrt werden.

Doch wie die beiden Vattenfall-Kla-
gen zeigen, sitzen auch Industrielän-
der immer häufiger auf der Anklage-
bank. Mindestens 18 mussten sich bis 
Ende 2011 gegen Investorenklagen 
verteidigen, neben 55 Entwicklungs- 
und 16 Schwellenländern. Das Rechts-
system mit Wurzeln in der postkolo-
nialen Ära, in der kapitalexportieren-
de Staaten ihre Konzerne im Ausland 
schützen wollten, wendet sich in Zeiten 
veränderter Kapitalströme gegen seine 
Schöpfer.

Brüche im Investitionsregime

Mancherorts führt das jedoch inzwi-
schen zu einer Abkehr vom Investi-
tionsregime. Im Frühjahr 2011 ver-
kündete beispielsweise die sozialde-
mokratische Regierung Australiens, 
dass sie keine Freihandelsabkommen 
mehr verhandeln werde, die Konzer-
nen direkte Klagen vor internationalen 
Schiedsgerichten ermöglichen. Boli-
vien, Ecuador und Venezuela haben 
einige BITs aufgekündigt und sich aus 
dem ICSID-Schiedsgericht der Welt-
bank zurückgezogen. Argentinien 
weigert sich, Entschädigungen zu zah-
len. Südafrika hat im letzten Jahr an-
gekündigt, demnächst auslaufende 
BITs nicht mehr zu verlängern.

Auch in internationalen Organisa-
tionen wie der UN-Konferenz für Han-
del und Entwicklung (UNCTAD) voll-
zieht sich ein Paradigmenwechsel. 
Während die Organisation vor allem 
in den 90er Jahren Entwicklungslän-
der dazu drängte, Investitionsabkom-
men zu unterzeichnen, skizzierte sie in 
ihrem letzten Weltinvestitionsbericht 
Optionen zur Reform der gegenwärti-
gen Investitionspolitiken – in Richtung 
klarer begrenzter Rechte und Pflichten 
für Investoren. Neben der UNCTAD 

warnt inzwischen sogar der IWF davor, 
dass Investitionsabkommen Staaten 
bei der Bekämpfung von Wirtschafts- 
und Finanzkrisen stark einschränken 
können.

Die deutsche und europäische Inves-
titionspolitik ist dagegen gerade dabei, 
das anti-demokratische Geschäft der 
Politikbekämpfung durch Schiedsge-
richte weiter auszuweiten. Insbeson-
dere auf Drängen Deutschlands ver-
abschiedeten EU-Kommission und Rat 
in den letzten zwei Jahren eine Reihe 
konzernfreundlicher Leitlinien und 
Mandate für zukünftige EU-Investi-
tionsverträge – mit Ländern wie Ka-
nada, Indien und den Staaten des ara-
bischen Frühlings sowie demnächst 
auch mit China und den USA. Diese 
sollen allesamt eigene Konzernklage-
rechte in internationalen Schiedsver-
fahren beinhalten. Auch das Europäi-
sche Parlament trägt diesen Kurs leider 
weitgehend mit.

Bislang stecken die meisten dieser 
Verhandlungen allerdings noch in den 
Kinderschuhen. Es gibt daher noch 
Chancen auf einen Wiederholungs-
Erfolg der „Dracula-Strategie“, die die 
Anti-MAI-Kampagne Ende der 90er 
Jahre anwandte: Damals hatte sie das 
weitgehend unbekannte MAI-Abkom-
men ans Licht der Öffentlichkeit ge-
zerrt, wo es einem Vampir gleich nicht 
lange überlebte. 

Es gilt also, zukünftige Freihandels-
abkommen mit Investitionsschutz-Ka-
piteln wie das zwischen der EU und 
den USA als das zu entlarven, was sie 
sind: nämlich antidemokratische neoli-
berale Zwangsjacken.
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